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Frankfurt (Oder), den 20.07.2023  
 
Stellungnahme 
zum Entwurf 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Finsterwalde, Vorentwurf, frühzeitige Beteiligung  
(Stand: Mai 2023) 
 
Sehr geehrte Frau Leddermann, 
 
der Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. (HBB) bedankt sich für die 
frühzeitige Beteiligung am Vorentwurf der 13. Änderung des 
Flächennutzungsplans (FNP) der Stadt Finsterwalde mit Stand Mai 2023.  
 

Ziel der Änderung des FNP ist es, die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Errichtung einer „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ 

mit ca. 50,5 ha zu schaffen und zu ermöglichen. 

 

Grundsätzlich unterstützt der Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. 

(HBB) den Übergang zu einer sicheren, umweltfreundlichen und 

dezentralen Energieversorgung unter Einbeziehung alternativer 

Energiequellen. Dabei muss der Förderung der Energieeffizienz und dem 

Ausbau Erneuerbarer Energien die gleiche Priorität zukommen. 

 

Da dem FNP die Aufgabe zur Programmierung und Koordinierung 

gemeindlicher Ordnung zukommt, kommt dem FNP gleichwohl auch die 

maßgebende Leitfunktion in der gemeindlichen Entwicklung zu. 

 

Beschränkt auf den fachlichen und sachlichen Aufgabenbereich des HBB 

ergeben sich aus dem aktuell vorliegenden Entwurf Fragen/ Hinweise, die 

im Zusammenhang mit dem Vorhaben bezogenen Bebauungsplan (VBP) 

„Photovoltaikfreiflächenanlage im Grenzgebiet der Gemarkung 

Finsterwalde/Grünewalde (Lauchhammer)“zu beantworten/ zu 

berücksichtigen wären. 

 

Im rechtskräftigen FNP der Stadt Finsterwalde wird der Änderungsbereich 

gegenwärtig als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen und als solche 

auch genutzt. 

Im Zusammenhang mit dem parallellaufenden Vorhaben bezogenen 

Bebauungsplan, an dem der HBB gleichfalls frühzeitig beteiligt wurde, wird 

von einer Nutzungsdauer von ca. 40 Jahren ausgegangen. 
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Wir fragen, warum eine ausschließliche Festsetzung des Änderungsbereiches als Sonstiges 

Sondergebiet für die Nutzung einer technisch bedingten Solarmodulanlage mit Blick auf die 

beabsichtigte Nutzungsdauer ohne Berücksichtigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 

sowohl in der Solarindustrie als auch in der Landwirtschaft neue Möglichkeiten einer multifunktionalen 

Mehrfachnutzung nicht berücksichtigt.  

 

Wir möchten folgende Hinweise geben, da: 

1. Flächen für die regionale landwirtschaftlichen Nutzung nicht endlos vorhanden sind bzw. 

„nachwachsen“ 

2. Sondergebiete zur Energiegewinnung auf Basis solarer Strahlungsenergie als „Solarfelder“ im 

FNP neu umgewidmete/ festgesetzte Flächen für einen langen Zeitraum (40 Jahre) nur 

eingeschränkt weiter landwirtschaftlich nutzbar machen 

3. bisher keine anderweitigen innovativen Nutzungsvorschläge durch den Investor und den 

gegenwärtigen Flächeneigentümer vorgetragen wurden, die eine effizientere Nutzung der 

Flächenressource „Boden“ ermöglichen und miteinander verbindet, um die lokale 

Wertschöpfung vor Ort zu stärken. 

 

Mit Hinweis auf die zunehmende Orientierung und Nachfrage der Verbraucher nach regionalen 

Produkten bzgl. der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung vor Ort bzw. in unmittelbarer Nähe gibt  

der HBB die Empfehlung die Absichten der Beteiligten hinsichtlich einer extensiven landwirtschaftlichen 

Bewirtschaftung zwischen/ unterhalb der Modulreihen weiterhin konkret zu hinterfragen.  

 

Eine Umstellung auf „Mähwiese“ mit regionaltypischem Saatgut, um in Folge des Ablaufes der 40 Jahre 

einer „Energiegewinnung mittels solarer Strahlungsenergie“ dann ggf. wieder als Fläche für 

Landwirtschaft erneut die Folgenutzung im Flächennutzungsplan (FNP) festzusetzen zeigt auch, dass 

technologische Weiterentwicklungen insbesondere in der Landwirtschaft nicht ernsthaft berücksichtigt 

wurden. Offen bleibt (nach Rücksprache mit dem zuständigen Fachamt der Stadt) die Angabe, wie lange 

die Landwirtschaftsfläche per Festsetzung im rechtsgültigen FNP bereits als solche genutzt wurde, 

bevor sie stillgelegt“ und nach 40 Jahren wieder für Landwirtschaft aktiviert werden soll. 

 

Wir befürworten eine Änderung des FNP dann, wenn mit Blick auf die Ressourcen der 

Gesamtprozess einschl. neuester technologischer Aspekte in Zshg. der Umsetzung des B-Plans 

berücksichtigt wird und verweisen hiermit rein vorsorglich auf unsere Stellungnahme vom 20.07.2023 

zum VBP. 

 

Im Zusammenhang mit der Planungshoheit der Stadt Finsterwalde tragen die politischen 

Entscheidungsträger in Verwaltung/ Politik grundsätzlich und im Besonderen die gleich hohe 

Verantwortung. Aber auch die Wirtschaft, Investoren und jeder einzelne Bürger sollte Verantwortung im 

Umgang mit natürlichen Ressourcen wie Grund und Boden, die für die Ernährung der Bevölkerung 

vorbestimmt sind, zeigen. 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass das Land Brandenburg schon heute knapp 95 % seines 

Strombedarfs aus erneuerbaren Energien rechnerisch abdeckt. Dieser Aspekt sollte stärker bei der 

Entscheidungsfindung auch im Bundes-Ländervergleich Berücksichtigung finden. 

Link: https://mwae.brandenburg.de/de/erneuerbare-energien/bb1.c.478388.de  

 

Wir bitten um eine weitere Beteiligung. Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gern zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Christine Minkley 
Regionalleiterin  
Ost- und Südbrandenburg 

https://mwae.brandenburg.de/de/erneuerbare-energien/bb1.c.478388.de
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13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Finsterwalde 
Anforderung einer Stellungnahme gemäß § 4 Absatz 1 BauGB, Mitteilung des Umfangs und 
Detaillierungsgrades der Umweltprüfung 
Beteiligung des Landkreises Elbe-Elster als Träger öffentlicher Belange 
Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Frau Köhn, 
 
mit E-Mail vom 6. Juli 2023übersandten Sie den LINK zum Download der Unterlagen zu dem o. g. Vorhaben 
und bitten den Landkreis Elbe-Elster Stellungnahme 9. August 2023. 
Sie erläutern in der Begründung: 
 
Die Trianel Energieprojekte GmbH & Co. KG (nachfolgend Vorhabenträger) hat bei der Stadt Finsterwalde 
die Aufstellung von dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Photovoltaikfreiflächenanlage im 
Grenzgebiet der Gemarkung Finsterwalde/Grünewalde (Lauchhammer)“ beantragt. Die mit den 
Bauleitplanverfahren angestrebten Investitionsabsichten verfolgen das Ziel, eine Freiflächen-
Photovoltaikanlage auf ehemaligen Abbauflächen zu errichten. Für den Änderungsbereich der 13. 
Änderung des Flächennutzungsplans ist die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes 
„Energiegewinnung auf Basis solarer Strahlungsenergie“ vorgesehen. In diesem Zusammenhang ist dem 
Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB folgend die Vereinbarkeit mit den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans zu prüfen. Die Stadt Finsterwalde verfügt über einen genehmigten und wirksamen 
Flächennutzungsplan. Dieser weist den Änderungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft aus. Aus 
diesem Grund lässt sich der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Photovoltaikfreiflächenanlage im 
Grenzgebiet der Gemarkung Finsterwalde/Grünewalde (Lauchhammer)“ nicht aus dem wirksamen 
Flächennutzungsplan entwickeln.  
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Frau Köhn 
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per E-Mail:  toeb@mikavi-planung.de 
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Steffen Voigt  
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Datum 

  7. August 2023 

mailto:toeb@mikavi-planung.de


- 2 - 

 
Die deshalb erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt daher im Parallelverfahren gemäß 
§ 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Rechnung getragen. 
 
Der Landkreis Elbe-Elster als Träger öffentlicher Belange bezog folgende Fachbereiche in die Erarbeitung 
seiner Stellungnahme ein: 
 

1. untere Denkmalschutzbehörde 
2. untere Bauaufsichtsbehörde 
3. Gesundheitsamt 
4. Straßenverkehrsamt 
5. untere Naturschutzbehörde 
6. untere Wasserbehörde  
7. untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 
8. Sachgebiet Landwirtschaft im Amt für Veterinärwesen, Lebensmittelüberwachung und 

Landwirtschaft 
9. Kataster- und Vermessungsamt 
10. Brandschutzdienststelle im Ordnungsamt 
11. Bereich Trägerangelegenheiten im Amt für Jugend, Familie und Bildung 
12. Bereich Straßenbenutzung im Gebäudemanagement (Kreisstraßen)  
13. Bereich Radwege im Amt für Strukturentwicklung und Kultur 
14. Bereich öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) in der Stabsstelle Controlling, 

Haushaltssteuerung im Dezernat I – Finanzen, Personal und Service 
 
Die Fachbereiche der Kreisverwaltung des Landkreises Elbe-Elster äußern sich wie folgt: 
 
Die untere Denkmalschutzbehörde (Bearbeiter: Herr Findeisen, Telefon: 03535 46-9102) gibt den 
Hinweis:  
 
Zu o. g. Planung sind nachfolgende Träger öffentlicher Belange direkt vom Einreicher zu beteiligen, falls 
das nicht schon geschehen ist: 
 
 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege 
 und Archäologisches Landesmuseum 
 Abteilung Praktische Denkmalpflege 
 Wünsdorfer Platz 4/5 
 15806 Zossen / OT Wünsdorf 
 
 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege 
 und Archäologisches Landesmuseum 
 Abteilung Bodendenkmalpflege 
 Außenstelle Cottbus 
 Juri-Gagarin-Str. 17 
 03046 Cottbus. 
 
Die untere Bauaufsichtsbehörde (Bearbeiter: Herr Heidenreich, Telefon: 03535 46-2669) gibt folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Zu den vorgelegten Unterlagen werden grundsätzlich keine Einwände vorgetragen. Die Änderungsplanung 
erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PVA im 
Grenzgebiet der Gemarkung Finsterwalde / Grünewalde (Lauchhammer)“ in Finsterwalde gemäß § 8 Abs. 
3 BauGB. Für das weitere Flächennutzungsplanverfahren werden nachfolgend verschiedene Hinweise 
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vorgetragen, die entsprechend zu prüfen bzw. zu berücksichtigen sind:  
 
1. Im Sinne des Beteiligungszweckes nach § 4 Abs. 1 BauGB wird pauschal auf die Abschichtungsregel 

des § 2 Abs. 4 S. 5 BauGB verwiesen, die in den vorgelegten Planunterlagen bereits grundsätzlich 
Beachtung findet. Die Abschichtungsregel soll überflüssige Doppelprüfungen bei der 
Umweltprüfung vermeiden, indem der erforderliche Ermittlungsumfang in anderen 
Planungsstufen auf andere oder zusätzliche Auswirkungen beschränkt wird. So können bspw. die 
Ergebnisse einer auf niedrigerer Ebene vorgenommenen Umweltprüfung (Bebauungsplanebene) 
auf sich anschließenden höheren Ebenen (Flächennutzungsplanebene) berücksichtigt werden. 
Jedoch ist in der abschichtenden Umweltprüfung auch auf die konkreten Belange bzw. auf die 
Maßstäblichkeit der jeweiligen Planungsebene abzustellen. So muss die Umweltprüfung bzw. der 
Umweltbericht auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung auch gezielt auf die 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes (Bestand, Änderungsplanung) und der damit 
verbundenen Wirkungen bzw. Konflikte eingehen um der o.g. Abschichtungsregel zu entsprechen. 
Im Blickpunkt stehen dabei vor allem die kumulativen Wirkungen der Änderungsplanung (bspw. 
Belange des Immissionsschutzes, des Naturschutzes, der Wasserwirtschaft und der 
Siedlungsentwicklung) und ihre Wirkungen im örtlichen Kontext bzw. im Kontext der 
angrenzenden Darstellungen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplanvorentwurf wird eine 
befristete Nutzung der geplanten Photovoltaikfreiflächenanlage festgesetzt, die auch in den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans inhaltlich zu würdigen ist – insbesondere da eine 
Folgenutzung verbindlich festgesetzt wird (Landwirtschaft), die sich auch in den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans wiederspiegeln muss. 
 

2. Es empfiehlt sich, in der Planzeichenerklärung zwischen „Planung“ und „Bestand“ zu 
unterscheiden und sämtliche Darstellungen, die in der der Planzeichnung abgebildet sind, im Sinne 
der Nachvollziehbarkeit zu erläutern.  

 
3. Für das weitere Planverfahren wird angemerkt, dass das Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 BauGB 

ein zentrales Gebot der rechtsstaatlichen Planung ist. Neben der Zusammenstellung des 
Abwägungsmaterials sollten auch der Abwägungsvorgang selbst (d.h. die gerechte Abwägung der 
öffentlichen und privaten Belange „gegeneinander“ und „untereinander“) und das 
Abwägungsergebnis im Abwägungsprotokoll eindeutig dokumentiert werden. Auf Grund der 
standörtlichen Lage des Plangebietes an der Gemarkungsgrenze zur Stadt Lauchhammer (OT 
Grünewalde) sind insbesondere die Beteiligung der Nachbargemeinde bzw. die Belange der 
Nachbargemeinde (§ 2 Abs. 2 BauGB) zu würdigen. 

 
4. Es wird darauf hingewiesen, dass die Änderung des FNP genehmigungspflichtig ist (§ 6 Abs. 1 

BauGB). Der wirksamen Planänderung ist abschließend eine zusammenfassende Erklärung gemäß 
§ 6a Abs. 1 BauGB beizufügen. 

 
Die Gültigkeit von weiteren Rechtsvorschriften bleibt von dieser Stellungnahme unberührt. Die 
Stellungnahme verliert ihre Gültigkeit mit der wesentlichen Änderung der ihr zugrundeliegenden 
Beurteilungsgrundlagen. 
 
Das Gesundheitsamt (Bearbeiter: Herr Schubert, Telefon: 03535 46-3103) äußert sich wie folgt: 
 
Die Stellungnahme des Gesundheitsamtes Elbe-Elster bezieht sich auf die von Ihnen eingereichten 
Unterlagen mit den entsprechenden Plänen und Erläuterungen. 

Gegen die 3. Änderung bzw. Ergänzung des o. g. Bebauungsplans bestehen von Seiten des 
Gesundheitsamtes keine grundsätzlichen Bedenken. 
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Wir machen darauf aufmerksam, dass durch unsere Stellungnahme andere Zuständigkeitsbereiche nicht 
berührt werden. 

Das Straßenverkehrsamt (Reg.-Nr.: 2023U00223, Bearbeiterin: Frau Vogelgesang, Tel. 035341 97-7637) 
erklärt: 
 
Aus der Sicht des Straßenverkehrsamtes ergeben sich keine Einwände gegen die 13. Änderung des 
Flächennutzungsplans. 
 
Die untere Naturschutzbehörde (Bearbeiterin: Frau Marunke, Telefon: 03535 46-9305) gibt folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Dem Vorentwurf zur 13. Änderung des Flächennutzungsplans wird, unter Berücksichtigung der 
folgenden Hinweise, aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde zugestimmt: 

 
Gem. § 9 BNatSchG sind in Planungen und Verwaltungsverfahren die Inhalte der Landschaftsplanung zu 
berücksichtigen. Demzufolge sind die wirksamen übergeordneten Fachplanungen des Naturschutzes im 
Umweltbericht zum Vorentwurf zu betrachten. Soweit den Inhalten der Landschaftsplanung in den 
Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begründen. 
 
Die wirksamen übergeordneten Fachplanungen wurden in der „Begründung Vorentwurf, Mai 2023“ 
(MIKAVI Planung, 2023) nur teilweise berücksichtigt. Als übergeordnete Fachplanungen ist aus 
naturschutzfachlicher Sicht auch der Landschaftsrahmenplan des Landkreis Elbe-Elster (LRP, Stand 1997) 
bzw. die Biotopverbundplanung des Landkreis Elbe-Elster (Stand 2010) als Fortschreibung des LRP bei der 
Planaufstellung zu berücksichtigen. Diese sind unter folgendem Link online abrufbar:   
https://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Was-erledige-ich-
wo/index.php?La=1&object=tx,2112.474.1&kat=&kuo=2&sub=0  
=> untere Naturschutzbehörde => Landschaftsplanung. 

 
Das Vorhabengebiet befindet sich in einem „unzerschnittenen Raum > 50 km2 mit hoher Bedeutung für 
den Biotopverbund“ mit dem Ziel des „Erhalt[s] der Unzerschnittenheit“ sowie innerhalb „Störungsarmer 
Räume“, welche im Landschaftsprogramm Brandenburg mit sehr hoher Bedeutung für den Biotopverbund 
ausgewiesen sind. Die Errichtung einer PV-Anlage dieser Größe, in Verbindung mit bereits bestehenden 
PV-Anlagen, würde demnach zu einer Zerschneidung des bergbaulich geprägten Raumes und zur 
erheblichen Beeinträchtigung des Freiraumverbundes führen, auch im Hinblick auf die umgebenden 
national und international ausgewiesenen Schutzgebiete, welche wertvolle Bestandsflächen des 
Biotopverbundes darstellen. 
 
Im Rahmen des B-Planverfahrens ist daher die naturnahe Ausgestaltung der Anlage, einschließlich der 
Integrierung von Wildtierkorridoren, darzustellen, um anlagebedingte Beeinträchtigungen auf den 
Biotopverbund auf ein verträgliches Mindestmaß zu reduzieren.  
 
Die untere Wasserbehörde (Bearbeiter: Herr Röhner, Telefon: 03535 46-2628) hat keine Einwände gegen 
die Planung. 
 
Die untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde (Bearbeiter: Herr Berge, Telefon: 03535 46-9330) 
stimmt dem Vorhaben ohne weitere Hinweise und Ergänzungen zu. 
 
 
 
 

https://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Was-erledige-ich-wo/index.php?La=1&object=tx,2112.474.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Was-erledige-ich-wo/index.php?La=1&object=tx,2112.474.1&kat=&kuo=2&sub=0
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Das Sachgebiet Landwirtschaft im Amt für Veterinärwesen, Lebensmittelüberwachung und 
Landwirtschaft (Bearbeiter: Herr Sandmann, Tel. 03535 46-2650) teilt Folgendes mit: 
 
Geplant ist das Errichten einer Freiflächenphotovoltaikanlage im ehemaligen Abbaugebiet um 
Finsterwalde. 
 
Dazu ist es nötig, den Flächennutzungsplan der Stadt zu ändern. 
 
Dieser Änderung kann das Landwirtschaftsamt Elbe-Elster nicht zustimmen, denn bei der Planung handelt 
es sich um 49 Hektar rekultiviert Fläche, die inzwischen für die Landwirtschaft nutzbar ist und auch ein die 
Bewirtschaftung rechtfertigendes Ertragspotential aufweist. 
 
So wurden bspw. im Wirtschaftsjahr 2022 Mais und Wintertriticale und 2023 Winterroggen und Mais 
angebaut. 
 
Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb der Landwirtschaft Fläche zur Energiegewinnung entzogen werden 
soll. 
 
Daher wird auch auf die Handlungsempfehlung des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und 
Klimaschutz (MLUK) bezüglich der Flächenwahl verwiesen, wonach 
Freiflächenanlagenphotovoltaikanlagen bevorzugt auf folgenden Flächen genutzt werden sollten:  
 

• Flächen mit einem hohen Versiegelungsgrad (das sind z.B. Gebäude aller Art, Parkplätze, 
Fahrbahnen, befestigte Wege usw.  

 

• Flächen, deren Lebensraumfunktion erheblich beeinträchtigt ist (z.B. durch 
Stoffemissionen, Lärm oder Zerschneidung geprägte Flächen).  

 

• Flächen mit einem durch technische Einrichtungen stark überprägten Landschaftsbild 
(z.B. durch Bebauung sowie Leitungstrassen oder Verkehrswege überprägte 
Landschaften, Verkehrsnebenflächen). Insbesondere Flächen in der Nähe von 
Hochspannungsleitungen (380/220 kV) sind sinnvoll nutzbar, da Anschlusswege für die 
Solarenergiefreiflächenanlagen kürzer möglich sind.  

 

• Militärische oder wirtschaftliche (ehemalige Gewerbe- und Industrieflächen) 
Konversionsflächen andere vorbelastete/ versiegelte Flächen, Lagerplätze, Abraumhalden 
und ehemalige Tagebaugebiete soweit sie nicht naturschutzfachlich wertvoll oder 
naturschutzrechtlich gesichert sind. Bei der Nutzung von Altstandorten oder 
Konversionsflächen ist wegen der geplanten Änderung der Flächennutzung auf Basis des 
BBodSchG eine Gefährdungsabschätzung zu veranlassen. Auf dieser Basis sind ggf. 
Rückbau bzw. die Entsiegelung der Flächen vorzusehen. Ebenso werden 
Bergbaufolgestandorte als geeignet angesehen.  

 

• Hinsichtlich geeigneter Flächen muss eine Abwägung im Einzelfall erfolgen, da nicht 
pauschal auf die Ertragsfähigkeit und Bodenqualität abgestellt werden kann. So können 
ertragsschwache Böden einen hohen ökologischen Nutzwert bieten und auch 
ertragsstarke Böden zur Bebauung durch PV-FFA sinnvoll sein. Eine differenzierte 
einzelfallbezogene Betrachtung ist erforderlich.  
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Das Amt für Veterinärwesen, Lebensmittelüberwachung und Landwirtschaft lehnt die Änderung des 
Flächennutzungsplans zu Lasten der Landwirtschaft und zu Gunsten der Energiegewinnung ab. 
 
Es wird auf die umherliegenden Tagebaurestflächen verwiesen, die ohne Konfliktpotential aufzuweisen, 
zur Energienutzung herangezogen werden können. 
 
Das Kataster- und Vermessungsamt (Bearbeiterin: Frau Kolipost, Telefon: 03535 46-1416) teilt mit: 
 
Konkrete Maßnahmen oder Anregungen können seitens des Kataster- und Vermessungsamtes zum o.g. 
Genehmigungsverfahren nicht gegeben werden. Wahrzunehmende öffentliche Belange des Kataster- und 
Vermessungsamtes Elbe-Elster werden nicht berührt. 
 
Die Brandschutzdienststelle des Ordnungsamtes (Bearbeiter: Herr Drößig, Tel. 03535 46-4505) erklärt: 
 
Wie im parallellaufenden B-Planverfahren bereits erwähnt, berücksichtigt die Begründung des o.g. 
Bebauungsplanes die wichtigsten Belange der Brandschutzdienststelle. Diese würden im Rahmen eines 
Baugenehmigungsverfahrens mit nachfolgenden Auflagen ergänzt werden: 
 
1. Für die PV-Anlage ist ein Feuerwehrplan in Anlehnung an die DIN 14 095:2007-05 zu erstellen, 

der Brandschutzdienststelle zur Prüfung vorzulegen und anschließend den zuständigen 
Feuerwehren zu übergeben. (Die Verteilung der Exemplare des Feuerwehrplanes ist mit der 
Brandschutzdienststelle individuell abzustimmen.)  

Termin:  Fertigstellung   
Rechtsgrundlage:  BbgBO 2022 § 14 

 
2. Die Feuerwehrzufahrt und Feuerwehrbewegungsfläche ist entsprechend der Richtlinie über 

Flächen für die Feuerwehr zu planen.   
Termin:   vor Erteilung Baugenehmigung 
Rechtsgrundlage:  BbgBO 2022 § 5   

 
3. Der vegetative Bewuchs ist grundsätzliche kurz zu halten.   

Termin:   kein  
Rechtsgrundlage:  BbgBO 2022 § 14 

 
 
Weitere Auflagen/ Hinweise etc. werden ggf. im Zuge des Genehmigungsverfahrens erteilt. 

 
Das Sachgebiet Kreisentwicklung macht darauf aufmerksam, dass sich das Vorhabengebiet nahe einer 
Kampfmittelverdachtsfläche befindet (siehe Anlage). Als Träger öffentlicher Belange ist der  
 

Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg  
Kampfmittelbeseitigungsdienst 

 Am Baruther Tor 20 
 15806 Zossen OT Wünsdorf 
 
zu konsultieren. 
 
Die Gültigkeit von weiteren Rechtsvorschriften bleibt von dieser Stellungnahme unberührt. Sie ersetzt 
weder erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigungen noch privatrechtliche Zustimmungen und 
Vereinbarungen. 
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Die Stellungnahme verliert bei wesentlicher Änderung der Planungsgrundlagen ihre Gültigkeit. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag          
    
 
 
 
gez. 
Klaus Oelschläger 
Sachgebietsleiter 
 
 
Anlage (Kartenauszug GIS – Kampfmittelverdachtsfläche hellgrün) 
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Lisa Köhn

Von: Barbara Mittelstädt <b.mittelstaedt@gwv-sonnewalde.de>
Gesendet: Dienstag, 15. August 2023 13:04
An: TöB
Betreff: 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Finsterwalde

V/5.1-0431(13.Änd.) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der 13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Finsterwalde 
stimmen wir zu. Es sind keine Gewässer II. Ordnung betroffen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Barbara Mittelstädt/VK 
 
Gewässerverband Kleine Elster-Pulsnitz 
Finsterwalder Straße 32a 
03249 Sonnewalde 
 
Tel.: 035323 637 27 
Mobil: 0162 2449266 
Email: b.mittelstaedt@gwv-sonnewalde.de 
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MIKAVI Planung GmbH 
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 Hohenleipisch, 07.08.2023 

 

13. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Finsterwalde 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit erhalten Sie die Stellungnahme des Landesbetriebes Forst Brandenburg als 

untere Forstbehörde. Diese Stellungnahme berücksichtigt keine fiskalischen Inte-

ressen des Landesbetriebes Forst Brandenburg als wirtschaftlicher Eigentümer der  

Erschließungswege und der angrenzenden landeseigenen Waldflächen.  

 

Die Beteiligungsunterlagen wurden geprüft. Im Geltungsbereich der 13.Änderung 

des Flächennutzungsplanes sind 1,5 ha Wald im Sinne des § 2 Waldgesetz des 

Landes Brandenburg (LWaldG) von Ihrem Vorhaben betroffen (siehe Planzeich-

nung). Hierzu gehört auch der Waldweg innerhalb des Waldgebietes. Forstliche Be-

lange werden somit berührt.  

 

Die im Plangebiet enthaltene Waldfläche soll mit der 13. Änderung des Flächennut-

zungsplanes weiterhin als Wald festgesetzt werden. Gleiches gilt für den Waldweg 

Der Ausweisung wird zugestimmt. 

 

Folgende Hinweise möchte ich geben: 

Gemäß § 18 Abs.1 LWaldG darf Wald nicht gesperrt werden (Einzäunen). 

 

Der durch die Waldfläche und an der südlichen Kante verlaufende Weg ist als Wald-

brandschutzweg festgesetzt und in der Waldbrandkarte sowie in der Waldbrandein-

Oberförsterei Hohenleipisch 
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satzkarte enthalten und dient Rettungskräften und Löschfahrzeugen als Hauptzu-

fahrt für das angrenzende Waldgebiet. Eine ständige Befahrbarkeit ist sicherzustel-

len. 

 

In der Begründung der Stadt Finsterwalde ist auf Seite 6 unter 3.1 weiter zu lesen, 

das die Erschließung beider Baufelder über den kommunalen Weg östlich an 

Planteil 2 angrenzend erfolgen soll. Dies ist nicht richtig. Alle Zuwegungen von der 

L 63 aus bis zum Plangebiet befinden sich im Eigentum des Landes BB (Gemar-

kung Finsterwalde, Flur 54, Flurstück 142). Lediglich der Teilbereich des Waldwe-

ges zwischen beiden im Plangebiet befindlichen Feldern (Gemarkung Finster-

walde, Flur 54, Flurstück 139) befindet sich im Fremdeigentum. Somit müssen 

sämtliche perspektivisch durchzuführende Arbeiten (Vorbereitung, Bauausfüh-

rung, Wartung) über landeseigene Waldwege erfolgen, wofür das Einverständnis 

des Eigentümers einzuholen ist. 

 

Für das Befahren des Waldes (nichtöffentliche Waldwege) mit Kraftfahrzeugen ist 

nach § 16 LWaldG eine Gestattung des Eigentümers erforderlich.  

 

Ein Wildkorridor als Zwangswechsel im Bereich des Planungsraumes wird aus-

drücklich begrüßt. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Lewandowski 

Leiter der Oberförsterei 

 

Dieses Dokument wurde am 07.08.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 
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